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Stärkung des Innovationsstandortes Schweiz
Neuerungsschutz durch nationales Fachgericht für Patentstreitigkeiten. Von Felix Addor und Claudia Mund

Schweizer Firmen sind meist
forschungsintensiv und an Paten-
ten oft stark interessiert. Mit
einem nationalen Fachgericht für
Patentstreitigkeiten geht die
Schweiz in Europa voran. Zudem
gelten seit Juli einheitliche An-
forderungen an Patentanwälte.

Die Schweiz zählt zu den innovativsten
Ländern der Welt. Sowohl das Euro-
pean Innovation Scoreboard 2010 wie
auch der Global-Innovation-Index 2011
stellen ihr im internationalen Vergleich
das beste Zeugnis aus. Eine besondere
Stärke wird ihr bei der Schaffung neuen
Wissens attestiert: Bei der Forschung
wie beim geistigen Eigentum liegt die
Schweiz ganz an der Spitze. Mit sinnvoll
geschützten Innovationen können eine
steigende Wertschöpfung und neue Be-
schäftigung erzielt werden.

Von 26 auf einen Nenner
Erfindungen zu patentieren, reicht je-
doch nicht, um geistiges Eigentum zu
sichern. Es braucht zudem intelligente
Schutzrechtsstrategien und zur Rechts-
durchsetzung allenfalls die Anrufung
eines Gerichts. Wer Letzteres in der
Schweiz tun will, sieht sich mit 26 Ge-
richtssystemen und bis Anfang 2011
auch mit 26 kantonalen Zivilprozess-
ordnungen konfrontiert. Gerade bei
Rechtsstreitigkeiten über Erfindungs-
patente, die hochtechnisch, häufig sehr
komplex sind und von Richtern wie von
Parteivertretern hohes Fachwissen er-
fordern, kann diese Fragmentierung des
Rechtsschutzes nicht überzeugen.

Nicht selten führt sie zum «forum
shopping», zu «Torpedoklagen» oder
teuren Gutachterstreiten. So vergehen
Jahre und akkumulieren sich sechs- bis
siebenstellige Kosten, bis ein rechtskräf-
tiger Entscheid vorliegt. Wer in dieser

Situation nicht qualifiziert beraten wird,
hat es doppelt schwer. Dank drei neuen
Bundesgesetzen hat die Schweiz nun
aber die Möglichkeit, sich bei der Aus-
tragung von Patentstreitigkeiten vom
Aschenputtel zur Prinzessin zu wandeln.

Seit Anfang 2011 gilt in der Schweiz
ein einheitliches Zivilprozessrecht. Es
findet auch auf Verfahren über Rechts-
streitigkeiten zu geistigem Eigentum
Anwendung. Für Patente wird die kan-
tonale Gerichtszuständigkeit Anfang
2012 gänzlich wegfallen. Dann tritt das
Bundespatentgerichtsgesetz (PatGG) in
Kraft. Das Bundespatentgericht ist als
erstinstanzliches Spezialgericht für alle
Patentstreitigkeiten zuständig. Es verei-
nigt juristisches und technisches Fach-
wissen. Die Gerichtsstruktur ist
schlank, um die Fixkosten tief zu halten.

Das Richtergremium setzt sich aus
nur 2 haupt- und rund 40 nebenamt-
lichen Fachrichtern zusammen. Dank
dem unterschiedlichen Fachwissen der
nebenamtlichen Richter kann das Ge-
richt je nach Streitfall anders zu-
sammengesetzt werden. Seinen Sitz hat
das Bundespatentgericht in St. Gallen.
Rechtfertigen es die Umstände, kann es
auch an einem anderen Ort in der
Schweiz tagen, ohne dass sich Mehr-
kosten ergeben: Die Kantone stellen die
notwendige Infrastruktur unentgeltlich
zur Verfügung. Ein Novum stellen auch
die Verfahrenssprachen dar: Im gegen-
seitigen Einvernehmen können Prozes-
se nicht nur in den drei Amtssprachen,
sondern auch in Englisch geführt und
Beweismittel in diesen Sprachen einge-
reicht werden.

Patentanwälte als Innovation
Mit der flexiblen Gerichtsstands- und
Sprachenregelung sowie der integrier-
ten Fachexpertise übernimmt das bun-
despatentgerichtliche Verfahren einige
Vorzüge von Schiedsverfahren. Gelingt
es dem Bundespatentgericht, seine Ent-

scheide in nützlicher Frist zu angemes-
senen Kosten und nachvollziehbar be-
gründet zu fällen, so wird es nicht nur
für in-, sondern auch für ausländische
Unternehmen als Ort für die Erststreit-
austragung bei europäischen Patenten
interessant.

Patentstreitigkeiten stellen auch an
die Parteivertreter hohe Anforderun-
gen. Deshalb sind vor Bundespatent-
gericht in den eher technischen Nichtig-
keitsprozessen neben Rechtsanwälten
auch Patentanwälte zugelassen. Die An-
forderungen an einen Patentanwalt
werden im Patentanwaltsgesetz (PAG)
geregelt, das am 1. Juli 2011 in Kraft
trat. Es schützt die Berufsbezeichnun-
gen Patentanwalt und europäischer Pa-
tentanwalt schweizweit und unterstellt
diese Fachleute dem Berufsgeheimnis,
wie es für Rechtsanwälte bereits gilt.
Der Eintrag im vom Eidgenössischen
Institut für Geistiges Eigentum geführ-
ten Patentanwaltsregister setzt ausge-
wiesene Berufsqualifikationen und ins-
künftig das Bestehen einer Eidgenössi-
schen Patentanwaltsprüfung voraus.

Das Bundespatentgericht realisiert
die Kernideen des European Patent
Litigation Agreement (EPLA), das im
Rahmen der Europäischen Patentorga-
nisation (EPO) bis 2005 ausgehandelt
wurde. Das EPLA böte eine paneuro-
päische Lösung für die unbefriedigende
Situation, dass es im europäischen
Raum an einem einheitlichen Streitbei-
legungssystem für europäische Patente
fehlt. Heute muss in jedem der 38 Mit-
gliedstaaten der EPO individuell ge-
klagt werden.

Obschon von der Wirtschaft gefor-
dert, wurde das EPLA, das allen EPO-
Staaten offenstünde, 2007 auf Eis ge-
legt, da die EU-Behörden befanden, es
sei mit dem EU-Recht nicht vereinbar.
Doch auch die Bestrebungen der EU,
auf Unionsebene ein Gemeinschafts-
patent und eine Gemeinschaftsgerichts-
barkeit zu schaffen, waren bisher nicht

erfolgreich. Der Europäische Gerichts-
hof kam im März 2011 zum Schluss, das
entsprechende Projekt sei mit dem Uni-
onsrecht ebenfalls nicht kompatibel.

Versuche auf EU-Ebene
Zurzeit versuchen 25 Mitgliedstaaten
im Rahmen der verstärkten Zusam-
menarbeit ein sogenanntes Einheitspa-
tent und eine Einheitspatentgerichts-
barkeit einzuführen, deren Wirkung auf
die teilnehmenden EU-Mitgliedstaaten
beschränkt sein soll. Allerdings sind
zwei EU-Mitgliedstaaten, Italien und
Spanien, nicht gewillt zu partizipieren.
Sie haben am 5. Juli beim EuGH Klage
eingereicht. Sie, die Schweiz und alle
weiteren Nicht-EU-Staaten, die EPO-
Mitglied und damit im Geltungsbereich
europäischer Patente sind, bleiben beim
aktuellen EU-Projekt «draussen».

Dies ist nicht im Interesse der das
System nutzenden Unternehmen. Um
die Wettbewerbsfähigkeit der europäi-
schen Wirtschaft nachhaltig zu stärken,
braucht es ein europäisches Streitbei-
legungsverfahren in Patentsachen, das
Patentstreitigkeiten effizient, qualitativ
hochstehend und mit Geltung für alle
Staaten der Europäischen Patentorgani-
sation löst – wie das im EPLA eigentlich
vorgesehen ist. Andernfalls zahlen die
Unternehmen die Zeche.

Zumindest für die Schweiz setzt das
Bundespatentgericht die Kernideen des
EPLA um. Die Schweiz könnte somit in
naher Zukunft für in- und ausländische
Unternehmen zu einem interessanten
Gerichtsort werden, wenn es darum
geht, effizient zu einer Entscheidung in
Streitigkeiten über europäische Patente
zu gelangen.
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Felix Addor ist stellvertretender Direktor des Eid-
genössischen Instituts für Geistiges Eigentum (IGE),
Claudia Mund ist im Rechtsdienst Patente & Designs
des IGE tägig. Das IGE war massgeblich an der Aus-
arbeitung von PatGG und PAG beteiligt.

Polen ringen mit dem Franken
Fremdwährungskredite als steigende Belastung

Nicht nur in der Schweiz bereitet
der starke Franken Kopfzerbre-
chen. In Polen etwa, wo Fran-
kenkredite vor ein paar Jahren
angesichts niedriger Zinsen und
einer anziehenden polnischen
Währung sehr populär waren,
stehen viele vor Problemen.

ruh. Prag U Eine Hypothek zu günsti-
gen Zinsen in einer Währung, die immer
billiger wird – das schien vor einigen
Jahren in Polen eine gute Idee. Es war
eine Zeit, in der die neuen EU-Länder
Ostmitteleuropas ein überdurchschnitt-
liches Wirtschaftswachstum verzeichne-
ten. Eine Begleiterscheinung dieser
Aufholjagd gegenüber dem «alten» Eu-
ropa war auch ein kräftiges Anziehen
der eigenen Währung. Für einen Fran-
ken bezahlte man Mitte 2006 etwa Zl.
2.50; sogar nur noch 2 Zl. waren es Mitte
2008. Und das im Fall eines Franken-
kredits zu einem Zinssatz, der deutlich
niedriger lag als in der Heimwährung.

Kein Wunder, interessierten sich
Hunderttausende für Darlehen in aus-
ländischer Währung. Wie eine polnische
Finanzanalytikerin ausrechnete, ergab
Mitte 2008 der Abschluss eines in Fran-
ken denominierten Hypothekarkredits
über 300 000 Zl. mit 30-jähriger Lauf-
zeit Monatsraten von umgerechnet 1560
Zl., während für ein analoges, in Lan-
deswährung und zu polnischen Zins-
sätzen aufgenommenes Darlehen Ra-
tenzahlungen von 2120 Zl. anfielen. Sol-
che Rechnungen machten vor einigen
Jahren viele; die Zeitung «Rzeczpospo-
lita» gibt allein die Zahl der gesproche-
nen Frankenkredite in Polen mit rund
650 000 an. Doch die globale Krise und
jetzt die Turbulenzen um die EU und
die Euro-Zone haben die Situation ins
Gegenteil verkehrt. Nachrichten über
den starken Wertzuwachs des Schwei-
zerfrankens bringen Sorgenfalten auf

die Stirn vieler Polen, machen Schlag-
zeilen in den Medien und führen dazu,
dass sich sogar das polnische Parlament
mit der helvetischen Währung befasst.
Nicht direkt natürlich, wohl aber im Zu-
sammenhang mit der Differenz von An-
und Verkaufskurs (Spread), die für die
Kreditnehmer eine Rolle spielt, wenn
sie für eine Ratenzahlung Zloty in Fran-
ken umtauschen müssen.

Der Spread schwankt derzeit laut
polnischen Medienberichten je nach
Bank zwischen 5% und 13% bei einem
Durchschnitt von 6,6%. Mit Änderun-
gen in den einschlägigen Gesetzen will
die regierende Mitte-Rechts-Koalition
erreichen, dass die Geschäftsbanken bei
ihren Devisentransaktionen sich enger
am jeweiligen Referenzkurs der Natio-
nalbank orientieren müssen.

Die grösseren Probleme liegen je-
doch anderswo. Bei einem Wechselkurs,
der inzwischen Zl. 3.50 / Fr. erreicht hat,
haben sich Frankenkredite im Vergleich
zum Höchststand des Zloty gegenüber
der helvetischen Währung massiv ver-
teuert. Gleichzeitig haben die Immobi-
lienpreise um rund 10% nachgegeben.
Wer sich den teureren Kredit nicht mehr
leisten kann und aus einer Hypothek
aussteigen muss, hat damit nicht einmal
mehr die Gewähr, dass der Verkauf der
Immobilie die Kreditrückzahlung deckt.

Wie viele Polen in dieser potenziel-
len Falle stecken, weiss laut der «Gazeta
Wyborcza» Jacek Furga, der Vorsitzen-
de der Hypothekarkommission der pol-
nischen Bankenvereinigung, nicht zu
sagen. Ein von der Zeitung befragter
Immobilienmarkt-Experte meinte aber,
die Zahl der Betroffenen, deren Immo-
bilie weniger wert sei als der dazu aufge-
nommene Kredit, dürfte zwischen
150 000 und 200 000 liegen. Laut der
polnischen Nationalbank haben 2% der
Kreditnehmer Probleme mit der Zah-
lungsfähigkeit. Bei Frankenkrediten lie-
ge der Anteil bei 1,49%, vor Jahresfrist
waren es noch 1,11%.

Privater Schutz vor Piraten
(ddp) U Die Bundesregierung hat ihren
Widerstand gegen private Piratenschüt-
zer auf deutschen Schiffen am Horn von
Afrika aufgegeben. Nach einer Sitzung
der beteiligten Behörden und Verbände
wurde der Bundesregierung ein Prüf-
auftrag zur Herstellung der Rechts-
sicherheit in dieser Frage erteilt, wie der
für maritime Fragen zuständige Staats-
sekretär im Bundeswirtschaftsministe-
rium am Mittwoch in Berlin mitteilte.
Bisher hatte Deutschland den Einsatz
privater Sicherheitskräfte stets abge-
lehnt. Nun habe sich die Erkenntnis
durchgesetzt, dass es anders nicht gehe.

Milliardeninvestitionen in Jamal
(sda/dpa) U Russland und Total wollen
bis 2018 rund 1 Bio. Rubel (31,6 Mrd.
Fr.) in die Gasförderung auf der Halb-
insel Jamal im Norden Russlands inves-
tieren, wie am Mittwoch bekannt wur-
de. Gemäss den Plänen soll neben
einem Hafen nahe des Polarkreises eine
Gasverflüssigungsanlage mit einer Jah-
resleistung von 15,5 Mio. t entstehen.
Die zuständige Regierungskommission
stimmte ausserdem der geplanten
Übernahme von 20,5% der Anteile am
Gasförderer Jamal SPG durch Total zu.
Jamal SPG gehört Russlands grösstem
privatem Gasförderer Novatek. Im
April hatte Total 12% der Anteile von
Novatek übernommen.
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SPD auf Kreuzfahrt
(ddp) U Die SPD betreibt laut einer Mit-
teilung neu ein Kreuzfahrtschiff. Ab
dem Mai 2012 soll das 162 Meter lange
MS «Princess Daphne» nicht nur deut-
sche Seetouristen transportieren, son-
dern dabei auch die Parteikasse der
SPD füllen. Das Geschäft wird über die
SPD-Reiseservice GmbH organisiert.
Nach aussen tritt nur die Berliner
Ambiente Kreuzfahrten als Anbieter
auf. Die in der SPD-Beteiligungshol-
ding DDVG organisierte Reisetochter
erzielte im Jahr 2010 bei 8 Mio. € Um-
satz einen Gewinn von 240 000 €.

EU-Banken brauchen
mehr und besseres Eigenkapital

Kommissionsvorschlag zur Umsetzung von «Basel III»

Die EU-Kommission schlägt ein
umfassendes Regelwerk zur Um-
setzung schärferer Eigenkapital-
regeln für Banken vor, um die
Institute krisenfester zu machen.

René Höltschi, Brüssel

Zur Umsetzung der auf internationaler
Ebene vereinbarten neuen Eigenkapi-
talvorschriften für Banken («Basel III»)
in EU-Recht – konkret in die «Capital
Requirement Directive IV» (CRD IV) –
hat die EU-Kommission am Mittwoch
einen umfassenden Gesetzgebungsvor-
schlag vorgelegt. Damit werden Lehren
aus der Finanzkrise gezogen. Um wider-
standsfähiger zu werden, müssen die
Banken laut dem Vorschlag mehr Kapi-
tal von besserer Qualität halten.

Die Europäer seien damit die ersten,
die «Basel III» anwendeten, sagte der
EU-Binnenmarktkommissar Barnier
bei der Präsentation vor den Medien.
Gelten würden die Regeln für den gan-
zen Sektor, also für über 8000 in der EU
tätige Banken, auf die gut 50% der welt-
weiten Aktiva entfielen. Demgegen-
über werde «Basel III» in den USA nur
für etwa 20 grosse Banken gelten, sagte
Barnier weiter. Bevor das Regelwerk in
Kraft gesetzt werden kann, müssen in-
dessen noch der Ministerrat (Mitglied-
staaten) und das EU-Parlament zu-
stimmen. Dabei kann es zu Änderun-
gen kommen.

Zwar bleibt es dabei, dass die Ban-
ken insgesamt Eigenkapital in Höhe
von mindestens 8% der risikogewichte-
ten Aktiva aufweisen müssen. Doch der
Anteil des Kapitals von höherer Quali-
tät wird laut dem Vorschlag schrittweise

steigen: Muss das Kernkapital (Tier 1)
derzeit mindestens 4% der risikoge-
wichteten Aktiva erreichen, müssten es
ab 2016 wenigstens 6% sein, während
das Minimum an hartem Kernkapital
(Common Equity Tier 1, CET 1) von
2% auf 4,5% steigt. Ein Katalog defi-
niert, welche Kriterien Aktien und
andere Instrumente erfüllen müssen,
um dem CET 1 zugerechnet zu werden.

Zu den 8% kommen neu zwei For-
men von Kapital-Puffern: Erstens soll
ein für alle Banken identischer «Kapi-
talerhaltungs-Puffer» von 2,5% der ri-
sikogewichteten Aktiva die Institute in
die Lage versetzen, Verluste in längeren
Stressperioden zu absorbieren. Sie sol-
len den Puffer in guten Zeiten aufbauen.
Hält ihn eine Bank nicht bereit, soll sie
Einschränkungen bei der Auszahlung
von Boni und Dividenden unterworfen
werden. Da dieser Puffer ebenso wie das
CET 1 aus Kapital der besten Qualität
bestehen muss, steigt das Minimum die-
ser «harten» Kapital-Kategorie de facto
auf 7% der risikogewichteten Aktiva
(4,5% CET 1 plus 2,5% Puffer).

Zweitens soll ein auf nationaler Ebe-
ne festzulegender «antizyklischer Kapi-
tal-Puffer» den Finanzsektor und die
Realwirtschaft vor «Boom-Bust»-Ach-
terbahnen bewahren: In Perioden mit
übermässigem Kreditwachstum könn-
ten die nationalen Behörden die Bil-
dung der Puffer verlangen, im Ab-
schwung könnten sie aufgelöst werden.

Barnier verteidigte den Ansatz, ei-
nen grossen Teil der Kapitalregeln EU-
weit einheitlich zu regeln. So können
die Staaten nur in bestimmten Fällen,
etwa durch die Festsetzung der anti-
zyklischen Puffer oder für besonders
risikoreiche Institute, ein höheres Ei-
genkapital vorschreiben. Im Binnen-

markt brauche es die gleichen Regeln
für alle, sagte Barnier. Wie er weiter
ausführte, würden die neuen Regeln bei
ihrer vollen Implementation 2019 ge-
messen an der Kapitalisierung von 2009
zusätzliches Kapital im geschätzten
Umfang von 460 Mrd. € (oder einen
entsprechenden Abbau der risikoge-
wichteten Aktiva) erfordern.

Weil die Krise gezeigt hat, dass man-
che Banken zu wenig liquide Mittel
etwa in Form von Bargeld hatten, sind
getreu den «Basel III»-Vereinbarungen
Liquiditätsvorgaben geplant. So soll zur
Stärkung der kurzfristigen Wider-
standskraft eine Liquiditätsdeckungs-
quote eingeführt werden, über deren
Zusammensetzung und Kalibrierung in-
dessen erst nach Ablauf einer Beobach-
tungs- und Prüfungsphase im Jahr 2015
entschieden werden soll. Ähnliches gilt
für die Verschuldungsquote (Leverage-
Ratio): Weil auch sie ein neues Instru-
ment ist, sollen mehr Informationen ge-
sammelt werden, bevor entschieden
wird, ob eine Verschuldungsquote ab
2018 verbindlich vorgeschrieben wird.

Neben diesen direkt aus «Basel III»
abgeleiteten Vorschlägen sieht der
Kommissionsentwurf Neuerungen in
den Bereichen Governance, Aufsicht
und Sanktionen vor. So sollen beispiels-
weise häufiger und systematischer Prü-
fungen vor Ort erfolgen. Die (nationa-
len) Aufseher sollen künftig bei Ver-
stössen gegen die EU-Vorschriften
Sanktionen gegen Banken verhängen
können, darunter Geldstrafen in Höhe
von bis zu 10% eines Jahresumsatzes.
Dabei geht es indessen weniger um die
Verletzung der Eigenkapitalregeln als
um andere Bankenvorschriften (z. B.
Berichts- und Genehmigungspflichten).
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